
Dienstag, 19. Oktober 2021 Nr. 244 • 132. Jahrgang • 1,70 €

LESER-SERVICE

Abo-Service:(05722) 9687 -0
Anzeigen: (05722) 9687 -0
Redaktion: (05722) 9687579
Fax: (05722) 9687566
www.landes-zeitung.de

BÖRSE

X-DAX DOW J. EURO
15.474 35.239 1.16
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HEUTE MORGEN
16 / 14° 20 / 12°

NEUGESTALTUNG DES MUSEUMS

Ausstellung nimmt Form an
Mitglieder des Trägervereins informiert ‰‰ BÜCKEBURG | 7
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REPARATUR NÖTIG
Neue Drehleiter
für Rinteln?
‰‰ RINTELN | 13

4,3MILLIONENFEHLEN
Klinikumschreibt
roteZahlen
‰‰ LANDKREIS | 12

Sechs neue
Mitarbeiter bei der
Rintelner Polizei

NEUE GESICHTER

‰‰ RINTELN | 13

15-Jähriger tritt
gegen noch
fahrendes Auto

TÄTER FLÜCHTET

‰‰ BÜCKEBURG | 7

363 Langohren und
62 Kaninchenzüchter
in der Liethhalle

ETWASWENIGER TIERE

‰‰ OBERNKIRCHEN | 10

In den Praxen wird
der Grippeimpfstoff
knapp

GROßE NACHFRAGE

‰‰ NIEDERSACHSEN | 22

HANNOVER. Seit Monaten
steigen die Kosten an den
Zapfsäulen der Tankstellen,
jetzt werden Preisrekorde ge-
knackt. Diesel ist in Deutsch-
land inzwischen so teuer wie
noch nie. Im bundesweiten
Tagesschnitt des Sonntags lag
der Preis bei 1,555 Euro pro
Liter, wie der ADAC gestern
mitteilte. Auch für Super-Ben-
zin war der Höchststand nicht
weit entfernt. Der Automobil-
club mahnt deshalb eine Ent-
lastung für Pendler an. Aus
Niedersachsen gibt es Forde-
rungen nach einer höheren
Pendlerpauschale.
„CO2-Abgabe und Rohöl-

nachfrage treiben den Sprit-
preis derzeit in die Höhe und
belasten Privathaushalte und
Unternehmen“, sagte Nieder-
sachsens Wirtschaftsminister
Bernd Althusmann (CDU).

Mobilität dürfe aber kein Lu-
xus werden – gerade auf dem
Land gebe es zum Auto mit
Verbrennungsmotor bislang
kaum Alternativen. „Bei wei-
terhin rasant steigenden Sprit-
preisen muss die Bundespoli-
tik handeln und an anderer
Stelle für Entlastung sorgen,
etwa durch eine höhere Pend-
lerpauschale“, betonte Althus-
mann.
Ähnlich äußerte sich Minis-

terpräsident Stephan Weil
(SPD) in der „Welt“. Bereits
mit Einführung des CO2-Prei-
ses sei die Pendlerpauschale
erhöht worden. „Bleibt der
Treibstoff auf einem so hohen
Preisniveau, wird es ähnliche
Lösungen geben müssen“,
sagte er.
Es sei „schwer erträglich“,

dass Mobilität für viele nicht
mehr bezahlbar sei, sagte die
Sprecherin des ADAC Nieder-
sachsen, Christine Rettig. „Die
Pendler werden am meisten

belastet.“ Die Politik müsse
das jetzt regulieren. ADAC-
Verkehrspräsident Gerhard
Hillebrand warnte davor, die
Bevölkerung zu überfordern.
„Ich hoffe – und gehe ange-
sichts der aktuellen Sprit-
preis-Steigerung davon aus –,
dass ein noch schneller anstei-
gender CO2-Preis vom Tisch
ist“, sagte Hillebrand.

Dieselpreis um
37 Prozent gestiegen

Das fordert auch das Güter-
gewerbe. „Man müsste über-
legen, ob man die Erhöhung
der CO2-Steuer zum 1. Januar
aussetzt“, sagte Christian
Richter, Landesgeschäftsfüh-
rer der Fachvereinigung Gü-
terkraftverkehr des Gesamt-
verbandes Verkehrsgewerbe
Niedersachsen. Der Diesel-
Preis sei von September 2020
bis September 2021 um rund
37 Prozent gestiegen, die Ge-

samtkosten für das Gewerbe
stiegen damit um rund neun
Prozent. „Es besteht dringen-
der Handlungsbedarf.“ Rich-
ter verwies auf den Preisvor-
teil für osteuropäische Kon-
kurrenten beim Kraftstoff.

Der Diesel-Preis hatte am
Sonntag den bisherigen Re-
kord vom 26. August 2012 mi-
nimal übertroffen. Auch Ben-
zin nähert sich mittlerweile
dem Höchststand: Super der
Sorte E10 lag am Sonntag bei
1,667 Euro pro Liter. Damit
fehlen nur noch 4,2 Cent zum
Rekord vom 13. September
2012.

Preistreiber ist vor allem der
Ölpreis. Er zieht mit dem Wie-
dererstarken der globalen Kon-
junktur nach dem Corona-
Schock an und hat sich binnen
Jahresfrist in etwa verdoppelt.
Beim Diesel wird der Anstieg
zudem durch die herbsttypi-
sche hohe Nachfrage nach
Heizöl verstärkt. ‰‰ Seite 2

PreisschockbeimSprit: Land
will höherePendlerpauschale
Althusmann: Bund muss für Entlastung sorgen – Wird CO2-Steuer nicht erhöht?
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BRÜSSEL/WARSCHAU. Polen
fordert eine Überprüfung des
deutschen Systems zur Nomi-
nierung von Richtern am Bun-
desgerichtshof durch den Euro-
päischen Gerichtshof (EuGH).
Einen entsprechenden An-

trag werde er im Kabinett
stellen, sagte Justizminister
Zbigniew Ziobro gestern in
Warschau. Gegen Deutsch-
land solle ein Verfahren an-
gestrengt werden, weil die
Politisierung der Richterno-
minierung gegen EU-Verträ-
ge verstoße. Ziobro sagte,
wenn der EuGH versichere,

dass die Beteiligung von Poli-
tikern an der Auswahlproze-
dur für Richter in Polen die
Unabhängigkeit dieser Rich-
ter infrage stelle, dann stelle
Polen die Frage, welchen
Einfluss so eine Beteiligung
auf die Unabhängigkeit

künftiger Richter am Bundes-
gerichtshof habe.
Polens nationalkonservati-

ve PiS-Regierung baut das
Justizwesen seit Jahren um.
Kritiker werfen ihr vor, Rich-
ter unter Druck zu setzen.
Die EU-Kommission hat we-

gen der Reformen Vertrags-
verletzungsverfahren gegen
Warschau eröffnet und Kla-
gen beim Europäischen Ge-
richtshof eingereicht.
Im Juli hatte der EuGH ge-

urteilt, die 2018 eingerichtete
Disziplinarkammer an Polens
Oberstem Gericht biete nicht
alle Garantien für Unabhän-
gigkeit und Unparteilichkeit.
Ausgewählt werden die Mit-
glieder der Disziplinarkam-
mer vom Landesjustizrat. Der
EuGH kritisierte, der Landes-
justizrat sei ein Organ, das
„von der polnischen Exekuti-
ve und Legislative wesentlich
umgebildet wurde“, an sei-

ner Unabhängigkeit gebe es
Zweifel.
Ziobro argumentierte nun,

in Deutschland würden Rich-
ter für Bundesgerichte vom
Richterwahlausschuss ge-
wählt, der nur aus Politikern
bestehe. Dem Gremium gehö-
ren die 16 Justizminister der
Länder sowie 16 weitere Mit-
glieder an, die vom Bundes-
tag bestimmt werden. Damit
sei der Ausschuss stärker po-
litisiert als Polens Landesjus-
tizrat, sagte Ziobro. Diesem
gehören 17 Richter, sechs
Parlamentsabgeordnete sowie
zwei von der Regierung ent-
sandte Mitglieder an.

Polen rügt deutsches System der Richterwahl
Justizminister in Warschau wirft Berlin „Politisierung“ vor und schaltet höchstes EU-Gericht ein

VON DORIS HEIMANN

Justizminister
Zbigniew Zio-
bro in War-
schau.
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WASHINGTON. Der frühere
US-Außenminister Colin Po-
well ist infolge von Komplika-
tionen nach einer Corona-In-
fektion gestorben. Powell, ein
pensionierter
General und
einstiger Chef
des General-
stabes der US-
Streitkräfte,
starb gestern
im Alter von 84
Jahren, wie
seine Familie
in einem Face-
book-Post bekannt gab. Er sei
vollständig gegen das Corona-
virus geimpft gewesen, hieß
es.
„Wir haben einen herausra-

genden und liebevollen Ehe-
mann, Vater, Großvater und
einen großen Amerikaner ver-
loren“, erklärte die Familie.
Powell, Sohn jamaikanischer
Einwanderer, wurde unter
George W. Bush der erste
schwarze Außenminister der
USA. Seine Amtszeit war ge-
prägt von den Ereignissen
nach den Anschlägen vom 11.
September 2001. ‰‰ Seite 2

Colin Powell
an Corona
gestorben

Colin Powell †
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